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Hriedenshoffnungen
eraume Zeit ist der Wunsch, das? es Friede bleiben möge, so
allgemein und so lebhaft er auch in den Nationen ist, die im Drei¬
bünde vereinigt sind, zusammengehalten mit den Beobachtungen
in andern Kreisen, mit denen zu rechnen war, wenig mehr als
ein frommer Wnnsch gewesen, nnd mehr als einmal schien eS,

als ob bei seiner Erwägung die Gründe, die seine Erfüllung hoffen ließen,
leichter wögen als die Zweifel nnd Befürchtungen. Jetzt, wo das Jahr sich
dein Ende znneigt, Null es scheinen, als ob sich die ^age der Dinge bedeutend
gebessert hätte und als ob unser Wunsch nach Erhaltung des Friedens be¬
rechtigt wäre, sich nicht bloß in Hoffnung, sondern in Zuversicht zu verwandeln,
und zwar nicht bloß für den Angenblick, sondern für längere Dauer. Das
liest sich zunächst aus der Thronrede heraus, mit der in voriger Woche der
deutsche Reichstag eröffnet worden ist. Kein Geringerer als unser Kaiser giebt
uns diese Bersichernng, wenn er ausdrücklich sagt, daß die befrenndeten Mon¬
archen nnter sich einig seieu, dcu Frieden nach Kräften zu wahren, daß das
Vertrauen ans die ehrliche Friedensliebe Deutschlands befestigt sei, nnd daß er
sich für berechtigt halte, zu glauben, der Frieden werde auch im uächsten Jahre
fortdauern. Zwar ist mir von den Monarchen die Rede, nnd die Befestigung
des Vertrauens auf die Friedensliebe Deutschlands geht offenbar mir ans den
Besuch des Zaren, auch beschränkt sich die Thronrede mit ihrer Berechtignng
zu dem Glauben an Erhaltung des Friedens ans das nächste Jahr. Aber
wenn die Monarchen mit Einschluß des Zaren den Friede wolle», so wird
die Republik im Westen ihn nicht zu brechen wagen, und jedes Jahr, das
seiner Dauer hinzutritt, muß weitere Dauer wo nicht verbürgen, doch mit
größerer Zuversicht erwarten lassen.
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Von dem lange verzögerten, endlich doch erfolgten Gegenbesuche des Zaren
i» Berlin wurde nicht viel erwartet. Gleichwohl scheint es, als sei es dabei
zu einer gewissen Verständigung gekommen. Was iusbesvudre die Unterredung
unsers Reichskanzlers mit dein Kaiser Alexander betrifft, so ist darüber aller¬
dings uichts Bestimmtes in die Öffentlichkeit gedrungen, aber ein Teil dessen,
was darüber berichtet wurde, verdient als wahrscheinlich augesehenzn werden.
Dahin gehört zunächst die Mitteilung, daß der Zar dem Fürsten Vismarck seinen
Dank für sein Auftrete,, gegen die Anarchisten in der Schweiz ausgesprochen und
dabei bemerkt habe, diese Frage verbinde überhaupt alle Monarchien, und der
Fürst könne ihm dazu vo» großem Nutzen sein. Diese Äußerungen erinnern
an ähnliche, die in den ersten Jahren nach 1870, als der Kommuneanfstand
die Welt erschreckte und die Internationale in Dentschlaud, Österreich und
Nußland zu gemeinsamen Gegenmaßregelu aufforderte, zu denen von Berlin
aus angeregt wurde, von Seiten des Vaters des Zaren ergingen und seine
lebhafte Anerkennung der Solidarität der Monarchien gegenüber den anarchi-
schen Parteien bekundeten. Ferner dürfte dahin die Nachricht gehören, daß der
Zar dem Fürsten die Meldung der deutscheu Blätter von dem Berichte Obru-
tschews als auf Mißverständnis beruhend bezeichnethabe. Ganz naturgemäß
sei es doch, daß der Chef des Genernlstabes der russischen Armee sie und das
Reich so stark als nnr möglich zu machen strebe, und wenn er darüber all¬
jährlich seinem Kaiser Bericht erstatte, so sei dies in Deutschland gleichfalls
Gebranch. Glaubwürdig ist sodann, daß die Frage der Rüstungen nicht weiter
zur Sprache gekommen und daß Erklärungen über die Stellung Deutschlands
zu Österreich-Ungar» vom Zaren uicht verlangt und vom Fürsten nicht gegeben
worden seien. Ob man zu einem Einvernehmen bezüglich derjenigen besondern
internationale,, Fragcu gelangt ist, die den Keim zu Zerwürfnissen des Drei¬
bundes mi Rußland einschließen könnten, d. h. zu einem Abkommen über die
Angelegenheiten, die die Zukunft der Balkanstaateu betreffen, ist nicht bekannt.
Da diese Dinge aber für die Erhaltung des Friedens von größter Bedeutung
sind, so ist anzunehmen, daß über sie verhandelt worden ist, uud daß die Be¬
sprechung zu dem befriedigenden Ergebnis geführt hat, das die Thronrede
andeutet. Aller Wahrscheinlichkeit »ach kam der Kaiser Alexander mit der
Besorgnis uach Berlin, die leitenden Politiker des Dreibundes könnten eine
ihnen günstig vorkommende Gelegenheit ergreifen, Rußland im Südosten vor
die Kriegsfrage zu stellen, oder Deutschland könnte im Hinblick ans gewisse
militärische Aussichten einen Krieg mit Frankreich vom Zauue brechen und
Rußland nötigen, sich über die Teilnahme an einem solchen zu entscheiden.
War dies in der That der Fall, so ist zu vermuten, daß es in beiden Be¬
ziehungen gelungen ist, dein Zaren seinen Argwohn zu benehmen, und das
wird in Bezug auf die Balkanfragen dadurch geschehen sein, daß Fürst Vis¬
marck sich im Sinne der Erklärungen geäußert hat, die er in seiner Rede vom
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6. Februar 1888 vor dein Reichstage abgab, und die im wesentlichen daranf
hinausliefen, die deutsche Politik stehe diesen Fragen und namentlich der bul¬
garischen objektiv gegenüber. Und das ist heute wie zur Zeit jener großen
Rede die Wahrheit, was auch die Blätter sabeln, die jetzt wie damals das
Interesse der bulgarischen Machthaber vertreten. Eins dieser Organe behauptete
vor kurzem, schon deshalb, weil alle realpvlitischen Auffassuugen mit der Ver¬
änderung der Diuge wechselten, könnte nicht die Rede davon sein, daß der
deutsche Reichskanzler gegenwärtig über Bulgarien noch so denke wie vor
auderthalb Jahren. Nun wird zwar der Reichskanzler ohne Zweifel immer
bereit gewesen sein, seiue Ansichten im Hinblick auf die Entwicklung der Diuge
zu ändern, nur unterläßt das Blatt, uus zu sagen, wie er auf diesem Wege
dahin hätte gelangen müssen, sich für den Prinzen von Koburg und das Re¬
giment seiner Herreu Minister zn begeistern und sich irgendwie der Meinung
zu nähern, es sei gestattet oder geboten, einem selbständigen Leben der Bul¬
garen gegen das vertragsmäßige Recht und die wohlerworbenen Ansprüche
Rußlands Vorschub zu leisten. '

Wie dem allen auch sei, gewiß scheint bis auf weiteres, daß die Reife
des Zaren nach Berlin zu einer Bessernng des bisherigen Verhältnisses zwischen
Deutschland und Rußland geführt hat. Sie hat bei uus die Überzeugung be¬
festigt, daß der Zar für seine Person den Frieden liebt und will, und daß er
verstündiger Vorstellung zugänglich ist. Sie hat seine Besorgnisse verscheucht
oder doch gemindert, sein Vertrauen auf den guten Willen des Lenkers der
deutschen Politik gestärkt, und sie wird nicht verfehleu, auch auf die Parteien
zu wirken, die in Rußland neben dem Träger der Krone Politik zu machen
streben und bisher anderu Anschauungen huldigten als er. Welche andern Er¬
gebnisse die Begegnung der beiden Kaiser auch haben mag, hier kann sie vor
der Haud nur ein erfreuliches haben: sie muß schlechterdings dazu beitragen,
dem Haß einflußreicher russischer Kreise gegen Deutschland, der, in den letzten
Jahren fortdauernd gestiegen, vor kurzem fast unlenkbar, ja fast nnanfhaltsam
geworden zu scheiu schien, wieder zu beschwichtigen und unter seine Dämme zu
bannen. Es giebt eine öffentliche Meinung in Rußland, aber noch ist der
Zar ihr gegenüber eine Macht und ein Beispiel und Muster. Vermag er aber
einmal die wieder gestiegne Flut nicht mehr zu bündigen, wie sein Vater nud
Vorgänger auf dem Throne dies vor dem letzten Türkenkriege nicht mehr ver¬
mochte — nun denn in Gottes Namen, so werden wir und unsre Freunde im
Dreibunde dafür sorgen müssen und zu sorgeu wissen, daß die Bäume nicht
iu deu Himmel wachsen. Für jetzt und die nächste Zeit ist solche unliebsame
Pflicht nicht zu befürchten. Freuen wir uns dessen, aber hüten wir uns, über
den Friedenshoffnnngen die Hände in den Schoß zn legen und die Angen vor
der Möglichkeit zu schließen, daß wir uus mit ihnen tänscyen.

Wir knüpfen hieran noch eine andre Betrachtung. Die Balkaufrage ist und
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bleibt die wichtigste für die Freunde des Friedens, aber lediglich deshalb kümmert
sie lins Deutsche, Unmittelbar geht sie gleich der ganzen orientalischen Frage,
deren vornehmstes Glied sie seit 1378 ist, außer der Pforte und Rußland nur
Österreichund England an. In Betreff Nußlands können Mir hier nur wünschen,
daß es sich unter Festhaltung seiner im Berliner Frieden begründeten Ansprüche
auf Einfluß der Beunruhigung Bulgariens durch Sendlinge fernerhin enthalte
wohlgemerkt, nur wünschen, und zwar im Interesse Rußlands selbst, weil solche
Aufwiegelung sich als nutzloses Bemühen erwiesen hat. Mit Österreich sind
wir verbündet, aber nnr znr Verteidigung gegen einen Angriff, nicht zur Mit¬
wirkung bei Eingriffen, sei es diplomatischer oder sei es militärischer Natur,
über seine Grenzen hinaus, an die übrigens gegenwärtig in Wien nicht gedacht
wird. Sonst sind wir in Bezug auf die serbischen und bulgarischen Angelegen¬
heiten und ebenso hinsichtlich andrer Gebiete der orientalischen Frage bei nichts
interessirt und zu nichts verpflichtet, als bei dein uud zu dem, was uns infolge
unsrer Beteiligung am Berliner Vertrage obliegt nnd wozu uns der Wunsch,
den Frieden im allgemeinen gewahrt zu sehen, berechtigt nnd verpflichtet. Ganz
und gar feru liegt uns eine Rolle, wie sie Frankreich vor dem Jahre 1870
und 1870 selbst, zuletzt in der Frage der Besetzung des spanische» Thrones,
gespielt hat. Serbien und Bulgarien mögen innerhalb der Grenzen der Berliner
Abmachungen thun, was ihueu gut und nützlich dünkt,, und es ist uns gleich-
giltig, ob dort die Dynastie des schwarzen Georg oder die Familie Obreno-
witsch auf dem Königsthron sitzt oder ob der Fürst Alexander oder Ferdinand
heißt, wenn er nur seine Pflicht nnd Schuldigkeit gegen Europa, d. h. gegen
dessen Vertreter, die Großmächte, nnd deren in Berlin vertragsmäßig nns-
gesprvchnen Willen thut. Wenn durch die Revolution vvn Philippvpel, die
Vereinigung Bulgariens mit Ostrumelien nnd durch Nichteinholuug der Be¬
stätigung der Wahl des Kvbnrgers in Sofia, zn der die Großmächte ihre
Einwilligung zu erteilen hatten, dagegen verstoßen worden ist, so haben wir
das als Nechtsbruch stillschweigend gemißbilligt, nnd weder ein Großbulgaricn
noch eiu Fürst Ferdinand an seiner Spitze existirt für uns; aber zn irgend
welchem Einschreiten dagegen tonnten wir uns nicht berufen finden.

So viel über unsre Stellung zu deu Fragen, die zunächst zn einem Kriege
führen könnten. Englische Blätter wollten wissen, daß in diplomatischenKreisen
Petersburgs vom Ansbruch eines solchen im nächsten Frühjahr die Rede ge¬
wesen sei, und wollte» dieses Gerücht für glaubwürdig schou deshalb ansehen,
weil der bewaffnete Friede die Nationen Europas »»erträglich belaste. Wir
Deutschen fühlen diese Unerträglichleit nicht, geben aber die Schwere der Last
zu, so sehr sie mich durch die Überzeugung erleichtert wird, daß der Heeres¬
dienst für die Natio» eine Schul»»g zu höchst wertvollen Tugenden sei. Andre
Völker aber mögen ja anders empfinden. Die Friedensstärke der Heere ist jetzt
allenthalben wohl das Doppelte ihrer Kriegsstärke vvr fünfzig Jahren, nnd
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die bloße Unterhaltung voll Festungen, Artillerieparks. Zeughäusern, Kuvalleric-
ställen und Panzerschiffen verschlingt ungeheure Summen, öc^och mehr aber
ist der Verlust zu beklagen, den der Volkswohlstand dadurch erleidet, daß der
Exerzierplatz und das Manöverfeld viele Huudcrttausende vo» Armen der
Arbeit lind dem Verdienst auf dem Acker uud in der Werkstatt entziehen, was
mn so schwerer gefühlt wird, als wir in einer Zeit leben, deren Gedanken
mehr denn je auf fleißiges Erwerben gerichtet sind. Die Heere wachse» mit
jedem Jahre und mit ihnen die Anleihen und Schulden. Werden sie bei schon
stark verschuldeten uud schwer besteuerten Staate» wie Frankreich und Rußland
wenig oder auch nur uoch lauge wachsen können? Werden solche Staateu sich
nicht bald gezwungen glauben, dein mit Erschöpfung drohenden Zustande mit
einem Kriege, dessen Ausgcmg im ungünstigsten Falle nicht viel mehr kosten
kann als der jetzige bis an die Zähne gewaffnete Friede, während ein Sieg
die ungeheure Rüstung zu lohnen oder doch zu verzinsen verspricht, ein
schleuniges Ende zu machen? Sodann ist in Betracht zu ziehen, daß in Ruß¬
land wie in Frankreich ein Grund oder wenigstens ein Vorwand zum Streite
mit den Waffen vorhanden, gleichsam gar geworden und immer zur Hand
ist. Der Zar würde, weuu er kampflustig wäre, vor sich die Überlieferung
aus den Tagen seiner Vorfahren mit dereu Eroberuugen auf dein Wege uach
Stambul sehen und hinter sich den Deutschenhaß weiter rnssischer Kreise, die
abergläubische Einbildung seiner byzantinischen höhern und niedern Pvpenschast,
sie seien berufen, den westlichen „Heiden" das wahre Christentum aufzunötigen,
den ähnlichen Aberglauben der Slawophilen, die Weltherrschaft gehöre dein
Volte im Osten, und den Ehrgeiz seiner Generale. In Frankreich dürstet das
Volk, soweit es in politischen Dingen laut wird, nach Rache für Sedan, nach
Wiedergewinn der Verlornen Provinzen und nach Zurückeroberung der alten
Stellung in Europa. Das sind Gründe der Beunruhiguug, die sich auch dem
uicht scharfblickenden Beobachter aufdrängen. Indes ist nicht so leicht zu seheu,
ob die darin liegende Gefahr im Laufe dieses Jahres gewachsen ist. In Frank¬
reich spricht manches für das Gegenteil. Boulanger trat in den Bordergrund
infolge der Meinung, daß er der keckste Draufgeher der frauzösischeu Armee
sei, und daß er sich, weun der Tag der Abrechnung mit Deutschland anbreche
nnd es notwendig erscheine, die Soldaten mit Zuversicht auf raschen Sieg zu
erfüllen, als glänzende Persönlichkeit dazu empfehlen werde, sie als ein zweiter
Vonaparte zu begeistern. In Paris wie in der Provinz dachten viele, daß
er, während andre das parlamentarische Geschäft betrieben nnd über Politik
nur windige Reden hielten, die Armee für das große Kampfspiel vorbereiten,
rüsten und einüben solle. Diese Voulangerlegende war nnr unter Franzosen,
dem Volke des Scheins, möglich, sie gründete sich ans wenig Thatsachen und
viel Pvse und Phrase, aber sie bildete sich nnd wirkte, sie trug sehr viel
zu den ersten Wahlerfolgen des Generals bei, nnd wären seine spätern Be-
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Werbungen »m ein Mandat ebenso günstig für ihn ausgefallen nnd er irgendwie
dann ans Nnder gelangt, sv N'ürde uns ohne Zweifel der Krieg mit Frankreich
nur einen großen Schritt näher gerückt sein. Ist das in der That sv, dauu hat
die jetzt vollständig entschiedne Niederlage Bvulangers und seiner Anhängerschaft
die Bedeutung eines großen Rückschrittes znm Frieden. Allerdings verbürgt sie
seine Erhaltung nicht mit Sicherheit, aber wenu Frankreich nach Krieg mit uns
brannte nnd sich darnach sehnte, eiue kecke Herausforderung dazu nach Berlin
ergchen zu sehen, sv wäre doch der leichteste und kürzeste Weg zur Erfüllung
dieses Begehreus Unterstützung der Wahl des abenteuernden Soldaten gewesen.
Statt dessen hat das allgemeine Stimmrecht eine Anzahl gemäßigter Republi¬
kaner in das Pariser Abgevrdueteuhaus gesendet, die beinahe die Hälfte des¬
selben ausmacht. An der Spitze des Staates aber steht Carnvt, der, statt
wie sein Bater „Siege zu vrganisiren," sich begnügt nnd glücklich fühlt, bei
einein großen friedlichen Wettbewerbe des internationalen Gewerbflcißes den
Vorsitz zu führen. Sind wir nicht völlig auf falscher Fährte, sv bedeuten die
letzte» Wahlergebnisse, daß Frankreich jetzt nichts weniger als begierig nach
Abenteuern und verliebt in Abenteurer ist und auf die nächsten fünf Jahre,
zufrieden mit Befestigung seiner Republik, daovu nbseheu wird, uubesvnnen den
Frieden zu stören.

So bleibt nun noch Rußland übrig, Rußland, abgesehen von dem Be¬
suche des Zaren in Berlin. Es will als der Anwalt und Beschützer der
Christeu unter dem Halbmonde angesehen sein. Aber diese klagen jetzt nnr
auf einer Insel nnd in einer asiatischen Provinz des Reiches der Pforte, auf
Kreta und in Armenien, und diese Klageu scheiueu überdies wenig begründet
zu sein. Maeedvnien und der schmale Küstenstrich, der in Europa nvch dem
Sultan gehört, sind vollkvmmen ruhig. Der Anwalt hat alsv kaum Anlaß
zur Thätigkeit. Hinter frühern Kriegen mit den Türken stand die Teilnahme
des russischen Christentums für die bedrückten „Brüder," die jetzt gänzlich
mangelt, da niemand mehr Druck empfindet. Anch die militärische Lage hat
sich geändert. 1854 überschritten die Russen den Pruth, 1877 die Donau,
und sofort begann der Kampf mit den Türken. Jetzt hätte ein russisches
Angriffsheer einen langen Weg zu Lande znrückzulegeu, ehe es anf den Gegner
träfe, und zwar führte er durch das Gebiet zweifelhafter Bundesgenossen und
wahrscheinlicher Gegner, und man hätte dabei Österreich in der Flanke. Daher
muß ein Krieg Rußlands mit der Türkei, der die Einnahme Kvnstantiuopels
bezweckt, mit der Belagernng dieser Stadt beginnen. Hier aber würde dem
Zaren seine militärische Überlegenheit nicht zu statten kommen; denn Stambul
kann zur See verteidigt werden, und dabei würde dem Sultau der Beistand
Englands uud wohl auch einer oder der andern festländischenSeemächte knnin
fehlen. Zweifelsohne würde ein Krieg Nußlands mit der Türkei, der die Ein¬
verleibung Armeniens zum Gegenstand hätte und damit zufrieden wäre, möglich
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sein; aber bedarf der Zar, der über so viele Hunderttausende von Quadrat-
Meilen gebietet, wirklich so dringend noch ein paar tausend, daß es ihm das
Schwert in die Hand druckte? Der Pauslawismus war 1877 eine Macht und
könnte bei einem Kriege mit Österreich wieder eine Macht sein, Aber Alexander
der Dritte ist nicht Alexander der Zweite, sondern ein fester, willensstarker
Herr, der einen phantastischen Krieg scheut uud weiß, was eine Niederlage
für die innern Angelegenheiten seines Reiches zu bedeuten hätte, und der sich
vermutlich auch klar darüber ist, daß selbst ein Sieg diesen Angelegenheiten
keinen Segen bringen würde. Brachten doch die russischen Offiziere 1814 ans
dem Westen die Keime zu den spätern demokratischen Verschwörungen und zu
dem heutigen Nihilismus mit nach Hause. Wir gelangen also auch ans diesem
Wege mit ziemlicher Sicherheit zu der Annahme, daß der Himmel sich auf¬
gehellt hat, und daß wir für das nächste Frühjahr wenigstens keinen Krieg
zu befürchten haben, der Friede vielmehr gesichert erscheint — es müßte sich
denn etwas ereignen, was sich gar nicht ahnen und folglich auch nicht iu die
Rechnung setzen läßt.

Die böhmische Königskrönung

ie Hoffnung, daß die Neuwahlen zum böhmischen Landtag und
der Zusammentritt desselben am 10. Oktober den Ausgangspunkt
zn eiuer Verständigung der beiden Nationalitäten des Königreiches
bilden würden, hat sich nicht erfüllt. Das Exekutivkomitee der
deutschenLandtagsabgcvrdneten hat sich schon am 15. September,

nachdem vorher durch den „verfassungstreuen" Fürsten Schönlmrg Ausgleichs¬
verhandlungen angeregt worden waren, dahin entschieden, diese zurückzuweisen,
wenn nicht vor Beginn derselben von der Regierung eine Erklärung darüber
abgegeben werde, welche Stellung sie zn der Frage der Königskrönuug einnehme.
Die Regierung hat sich dazu nicht vercmlaßt geseheu, da vou ihrer Seite diese
6'rnge nicht aufgeworfen worden, sie darüber auch höchst wahrscheinlich noch
gar nicht schlüssig geworden war, was nach der eigentümlichen Beschaffenheit
dieser Frage und in Anbetracht der Abneigung der Negierung gegen staats¬
rechtliche Erörterungeu nicht überraschen kann. Infolge dessen uuterblieben die
ui Aussicht genommenen Komnnssionsberatnngeu von Vertrauensmännern beider
Parteien, und die am 6. Oktober in Prag versammelten dentschböhmischen


	Seite 201
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207

